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Mitteilung des Senats vom 8. Februar 2022
Das letzte Jahr vor der Einschulung: KiTa oder Vorschulklasse

Die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen hat unter Drucksache 20/1041 eine Grolie
Anfrage zu obigem Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die vorgenannte Grole Anfrage wie folgt:

1. Wie bewertet der Senat grundsatzlich das Hamburger Modell von Vor-
schulklassen in den Grundschulen als zusatzliches Angebot im letzten Jahr
vor der Einschulung?

Hamburg richtete in den Sechzigerjahren Jahren die ersten Vorschulklassen
ein. In der damaligen Bildungsdebatte wurde der Ruf nach einer Verbesserung
der vorschulischen Bildung und Erziehung lauter. Man war zu der Uberzeu-
gung gelangt, dass der spatere Bildungserfolg entscheidend von qualitatsvoller
vorschulischer Férderung abhéangt.

Eine wie in Hamburg existierende typische Vorschule gibt es mittlerweile in
keinem anderen Bundesland mehr. Sogenannte Schulkindergéarten oder Vor-
schulen wurden abgebaut und dem Elementarbereich zugeordnet. Zum einen,
weil spatestens nach dem PISA Schock in den frithen 2000er Jahren die friih-
kindliche Bildung, neben der Erziehung und Betreuung, an Bedeutung und
Fachlichkeit zugenommen hat, zum anderen sind in dieser Zeit die Rahmen-
und Bildungsplane fiir den Elementarbereich entstanden und somit eine fach-
liche Ausrichtung fiir eine frihkindliche, vorschulische und vor allem an-
schlussfahige Bildungsarbeit. Mittlerweile besuchen rund 90 Prozent der
Kinder vor Eintritt in die Schule eine Kindertageseinrichtung und haben dort
erste strukturierte Lernerfahrungen gemacht, auf die in der Grundschule auf-
gebaut werden kann.

In Hamburg bieten sowohl Grundschulen (Vorschule) als auch Kitas (Bricken-
jahr) ein vorschulisches Jahr an. Etwa die Halfte aller Vorschulkinder besuchen
eine Vorschule, unabhédngig von den Ergebnissen des Vorstellungsverfahrens.

Vorrangiges Ziel des Hamburger Modells ist es, insbesondere Kindern mit ei-
nem ausgepragten Sprachférderbedarf ein intensives Forderangebot im Jahr
vor der Einschulung zu erméglichen. Daher geht dem vorschulischen Jahr in
Hamburg das sogenannte Vorstellungsverfahren Viereinhalbjahriger voraus,
welches von der Grundschule in Kooperation mit der Kita seit dem Schuljahr
2005/2006 durchgefiihrt wird. Im Rahmen des Vorstellungsverfahrens werden
unter Bezug auf die Hamburger Bildungsempfehlungen neben sprachlichen
auch motorische, emotionale, soziale und lernmethodische Kompetenzen der
Kinder betrachtet. Kinder, bei denen ein ausgepragter Forderbedarf in der
Sprachentwicklung diagnostiziert wurde, nehmen verpflichtend an einer addi-
tiven Sprachférdermafinahme in einer Vorschulklasse oder in einer Kita teil.

Kind ohne ausgepragten Sprachférderbedarf

Eltern konnen wahlen, ob das Kind an einem Vorschuljahr in ihrer Kita oder in
einer Vorschulklasse einer Grundschule ihrer Wahl (moéglichst wohnortnah)
teilnimmt. Anmeldeschluss fiir die Vorschule ist jeweils Mitte bis Ende Januar.
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Kind mit ausgepragtem Sprachférderbedart

Diese Kinder besuchen die Vorschulklasse am Vormittag plus eine additive
Sprachférderung an zwei Nachmittagen pro Woche oder sie werden auf Antrag
der Eltern in ihrer Kita betreut. Dann ist die additive Sprachférderung an zwei
Nachmittagen verpflichtend. (vergleiche Flyer Kita —Vorschule) [Flyer_Kita-
Vorschule_Entwurf_01.indd (hamburg.de)]

In Bremen und Bremerhaven wurde bereits 2015 die Einfithrung einer Vor-
schule nach Hamburger Vorbild geprtft, eine Umsetzung kam jedoch aus pa-
dagogischen, aber auch aus finanziellen, personellen sowie raumlichen
Grunden nicht infrage.

Der Bremer Senat bewertet die Hamburger Vorschule wie folgt:

1.

In Hamburg bieten sowohl Kitas (Briickenjahr) als auch Grundschulen
(Vorschule) ein vorschulisches Jahr an. In beiden Institutionen bestehen
hierfir Konzepte, die jedoch in ihrer Anlage nicht durchgangig aufeinan-
der abgestimmt sind. Die Vorschule ist in Hamburg im § 14 (2) des HmBSG
verankert, fir Kinder mit ausgepragtem Sprachférderbedarf, bildet der
§ 28a (2) die gesetzliche Grundlage, gekoppelt mit dem verpflichtenden
Besuch einer Vorschule oder einer geeigneten Einrichtung der Kinderta-
gesbetreuung und zusatzlichen Sprachférdermafnahmen.

Bereits 2015 hat sich Bremen gegen die Einrichtung von Vorschulklassen
entschieden, unter anderem, weil diese dem Gedanken des inklusiven
Schulsystems widersprechen. Inklusion bedeutet, alle Kinder auf ihrem in-
dividuellen Lernweg zu begleiten, Unterschiede anzuerkennen und die
Potenziale des einzelnen Kindes bestmoglich zu férdern. Bremen hat sich
bewusst fiir diesen Weg entschieden. Mit dem Bildungsplan O bis 10 Jahre
werden padagogische Fach- und Lehrkrafte darin bestarkt, inklusiv und
anschlussfahig zusammenzuarbeiten. Aus- und Fortbildung sowie der Auf-
bau einer verbindlichen Verbundstruktur zwischen Kitas und Grundschu-
len sind MaBnahmen, die systematisch genutzt werden, um dies zu
erreichen.

Der Besuch einer Vorschulklasse bedeutet einen zusatzlichen Bruch in der
Bildungsbiografie. Das Kind wird aus seiner gewohnten Lernumgebung in
der Kitagruppe herausgelost und bildet zusammen mit anderen Kindern
eine neue Lerngruppe, die wenig positive Sprachvorbilder bietet. Das Ler-
nen voneinander, ein Prinzip der inklusiven Schule, wird somit deutlich
geschwacht. Nach einem Jahr in dieser Gruppe wird das Kind dann in eine
neue Gruppe, die 1. Klasse, eingeschult. Dieses Vorgehen birgt die Gefahr
der Stigmatisierung von Kindern mit Sprachférderbedarf und durchbricht
das Prinzip der durchgangigen Forderung. Die institutionelle Gestaltung
der Ubergénge wirde um einen ,Akteur” erweitert und misste umfang-
lich neu strukturiert werden, wodurch der Aufbau einer tragfdhigen Struk-
tur fur die Zusammenarbeit von Kitas und Grundschulen erschwert und
verzogert wurde.

Die padagogische Ausrichtung der Kindertagesstatten orientiert sich in
Bremen und Bremerhaven an den Zielsetzungen des Bremer Rahmenplans
fur Bildung und Erziehung im Elementarbereich sowie an den Leitideen
des Bildungsplans 0 bis 10. Hier ergibt sich unter anderem die Konkreti-
sierung des Bildungsauftrages, den Lernwegq als einen durchgangigen Bil-
dungsprozess und mit einem Schwerpunkt auf dem Ubergang im letzten
Kindergartenjahr zu gestalten. Die verladssliche Kooperation zwischen Kita
und Grundschule ermoglicht eine aufeinander abgestimmte Gestaltung
von Bildungsprozessen und stellt Anschlussfahigkeit her.

Mit der Forderung nach einer Vorschule wird auch die Fachkompetenz der
Erzieher:innen infrage gestellt und Bildung als alleinige Aufgabe von
Lehrkraften definiert. Dies entspricht nicht dem in Bremen eingeschlage-
nen Weg. Dieser ist vielmehr gekennzeichnet durch ein gemeinsames Bil-
dungsverstandnis von Kita und Schule, ein durchgangiges Lernwegprinzip

_2_



mit dem Fokus auf der Starkung der Ubergdnge und das Bekenntnis zum
inklusiven Schulsystem, das Vielfalt als Chance anerkennt. Jedes Kind soll
in seinem individuellen Tempo lernen und von Erzieher:innen und Lehr-
kraften auf seinem individuellen Weg bestmoglich unterstiitzt werden.

6. Bremerhaven setzt den Gedanken der intensiven Zusammenarbeit zwi-
schen Kitas und Schulen schon sehr lange um, hier wurde die verbindliche
Zusammenarbeit von Kitas und Schulen in Verbiinden schon vor Jahren
etabliert. Der Ubergang von der Kindertagesstétte in die Schule wird in
Bremerhaven von allen Beteiligten als bedeutende Aufgabe angesehen.
Weitere Briiche in der Bildungsbiografie sind daher auch aus Bremerhave-
ner Sicht zu vermeiden.

Die Einrichtung von flachendeckenden Vorschulklassen im Land Bremen sollte
daher nicht verfolgt werden.

Eine verbindliche und ganzheitliche Forderung von Kindern im Jahr vor der
Einschulung im Rahmen eines im Hamburg sogenannten Kita-Briickenjahres
wird aber grundsatzlich positiv beurteilt. In diesem Rahmen geht es neben ei-
ner verbindlichen Rahmensetzung, was die Vorbereitung der Kinder auf die
Grundschule angeht, gerade auch darum, insbesondere Kindern, die bislang
keine KiTa besuchen, in der KiTa ein frithkindliches Bildungsangebot zu ma-
chen.

2. Welche padagogischen Vor- oder Nachteile waren aus Sicht des Senats mit
der Einfihrung eines Vorschuljahres an Grundschulen in Bremen und Bre-
merhaven verbunden, insbesondere zum Beispiel auch fiir sogenannte
Viertquartalskinder, die ohne Vorschulangebot hinsichtlich ihres Lebens-
alters bisher entweder sehr friith oder sehr spat zur Grundschule kommen?

Auch das ehemalige Bremer Vorschulmodell sah vor, Kinder, die aus Sicht der
Schule noch nicht ,schulreif” waren, sechs Wochen nach der Einschulung in
einer Vorschule zu unterrichten und auf die Schule vorzubereiten. Der Ge-
danke, Kinder auf die Schule vorzubereiten, sie auf einen Lernstand zu brin-
gen, lieB sich jedoch in der Praxis nicht halten: Fiir einen Teil der Kinder reichte
ein Jahr nicht aus, um mit den anderen Kindern auf einen Lern- und Entwick-
lungsstand zu kommen. Andere Kinder wéren nach einigen Monaten bereit fiir
das Lernen in der 1. Klasse gewesen, mussten aber bis zum Schuljahresende
warten, um dann erneut eingeschult zu werden.

Beide Modelle, das ehemalige Bremer Vorschulmodell und das aktuelle aus
Hamburg, setzen auf die starre Zeitstruktur eines Schuljahres. Bei beiden Mo-
dellen verlieren die Kinder mehrfach ihre sozialen Bindungen.

Ideal fiir die sogenannten Viertquartalskinder sind Modelle, die eine unterjah-
rige Einschulung méglich machen, also einen gleitenden Ubergang von der
Kita in die Grundschule erméglichen, wie dies zum Beispiel im Verbund ,ab-
gestimmte Bildungsarbeit” in der Bremer Neustadt praktiziert wird. Damit ha-
ben insbesondere Viertquartalskinder die Moglichkeit, solange es sinnvoll ist,
in der Kita zu bleiben und erst stunden- und dann tageweise in die Schule zu
gehen. Nach circa einem halben Jahr wechseln sie dann ganz in die Grund-
schule. Dieses System setzt eine enge Verbundarbeit und jahrgangsgemischte
Gruppen in der Schule voraus, ist aber aus padagogischer Sicht ein guter Weg,
um auf die Bedurfnisse der Kinder optimal einzugehen. Ein Ziel sollte daher
sein, das jahrgangsgemischte Lernen an mehr Schulen umzusetzen, um flie-
Bende Ubergénge in die Schule, aber auch zwischen den Klassenstufen zu er-
moglichen.

In Bremerhaven gibt es bisher keine Schule, die gemeinsam mit einer Kinder-
tagesstatte die unterjahrige Einschulung von Viertquartalskindern ermdoglicht.
Diese Moglichkeit kann auch in der Stadtgemeinde nicht durchgangig prakti-
ziert werden, da nur wenige Schulen mit jahrgangsgemischten Gruppen arbei-
ten.



Der Ubergang von der Kita in die Grundschule wird als gemeinsame Aufgabe
beider Institutionen angesehen, abgestimmt und kooperativ gestaltet. Ziel da-
bei ist es, den Kindern durchgangige Bildungserfahrungen zu ermdglichen
(Anschlussfahigkeit der Bildungsinhalte und Kompetenzen) und die Kompe-
tenz der Kinder zu stdrken, den Ubergang aktiv und erfolgreich zu bewiltigen.

Lernen vom Kind aus betrachtet erfordert die Verknipfung der Bildungspro-
zesse in Kitas und Grundschulen, im Sinne einer fiir das Kind anschlussfahigen
und durchgéangigen Lernbiografie. Das gilt auch fiir die Viertquartalskinder.

3. Inwieweit kann vor dem Hintergrund der in Hamburg gemachten Erfah-
rungen davon ausgegangen werden, dass eine zusatzliche Option des Be-
suchs einer Vorschulklasse insgesamt dazu fiihrt, dass mehr Kinder eine
erfolgreichere Bildungsbiografie durchlaufen, als das ohne diese Option
der Fall gewesen ware?

Es liegen hier keine Daten aus Hamburg vor, die einen signifikanten Erfolg des
Vorschulmodells belegen.

Allerdings zeigt auch das in Hamburg im Rahmen des Vorstellungsverfahrens
aller Viereinhalbjahriger durchgefiithrte Monitoring, dass gerade die Dauer des
Kita Besuches vor allem bei Kindern mit Migrationshintergrund Auswirkungen
auf die sprachliche Entwicklung in der deutschen Sprache hat. Am Beispiel
2019/2020 haben 51,6 Prozent der Kinder mit Migrationshintergrund, die bis zu
einem Jahr vor der Testung eine Kita besuchen, einen ausgepragten Sprach-
férderbedarf, der Anteil der Kinder hingegen, die mehr als drei Jahre eine Kita
besuchen liegt bei 13,6 Prozent. (vergleiche Monitoring 2019/2020 S. 47/48)
https://www.hamburg.de/bsb/monitoringevaluationdiagnoseverfah-
ren/4025966/artikelvorstellung-vier bis finfjahrigen/

Ziel muss es also sein, moglichst allen Kindern einen moglichst langen Besuch
einer Kita vor der Einschulung zu ermdéglichen.

4. Wie bewertet der Senat die Mdoglichkeit, das Vorschuljahr fiur Kinder mit
ausgepragtem Sprachforderbedarf — bis auf Ausnahmen — verpflichtend zu
machen (in einer Vorschulklasse einer Grundschule oder auch in einer
Kindertagesstatte) und welche Voraussetzungen missten fir solch eine
Verpflichtung erfiillt sein?

Kinder mit nachgewiesenem Sprachférderbedarf 1t. PRIMO-Sprachtest (vor-
mals Cito), sind laut 1t. § 36 BremSchulG verpflichtet, an einem zusatzlichen
vorschulischen Sprachférderangebot teilzunehmen. Diese Férderung findet in
den Einrichtungen der Kindertagesbetreuung statt. Gleichzeitig miissen jedoch
die Kinder besonders in den Blick genommen werden, die keine Kita besuchen,
aber einen festgestellten Sprachférderbedarf aufweisen.

Diese Kinder sind ebenfalls zur Teilnahme an einem Sprachférderangebot ver-
pilichtet. Diese Kinder sollen kiinftig mindestens 20 Wochenstunden in einer
Kita gefordert werden. Deshalb wird die Primo-Testung vorgezogen, um sie im
Rahmen des Anmeldeverfahrens beriicksichtigen zu kénnen. So konnen diese
Kinder im Jahr vor ihrer Einschulung eine regelméafBige und alltagsintegrierte
Sprachférderung in der Kita erfahren. In den Bremer Kitas gibt es eine Vielzahl
von Sprachexpert:innen und padagogischen Fachkraften, die auf spielerische
und entwicklungsangemessene Weise die Sprachbildung von Kinder férdern
und begleiten. Die Angebote erfolgen in gezielten Gruppensettings, im Alltags-
geschehen der Kita und gemeinsam mit anderen Kindern. So lernen Kinder in
fiir sie bedeutsamen Situationen sich sprachlich auszudriicken.

Da diese Kinder in der Regel noch keine Erfahrungen mit einer institutionellen
Betreuung und Foérderung mitbringen, werden neben den rechtlichen Voraus-
setzungen auch die organisatorischen, strukturellen, fachlichen und padagogi-
schen Erfordernisse fiir die Aufnahme, Betreuung und Férderung der Kinder
erarbeitet.

Grundsatzlich ware es gut, wenn alle Kinder mindestens ein Jahr vor der Ein-
schulung in einer Kita geférdert werden wiirden. Auf jeden Fall sollte dieser
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Zielgruppe ein Kita-Platz — auch aktiv — angeboten werden. Vor diesem Hin-
tergrund soll kunftig auch die Beratung von Eltern verstarkt werden. Fir ein
verpflichtendes Kindergartenjahr gibt es keine gesetzlichen Grundlagen, wohl
aber fur die verpflichtende Teilnahme an Sprachférderung bei entsprechen-
dem Forderbedarf. Kinder, die im darauffolgenden Jahr eingeschult werden,
werden jedoch in Bremen und Bremerhaven vorrangig in die Kita aufgenom-
men.

Fur die Einfithrung einer Vorschulklasse missten rechtliche Rahmensetzungen
geschaffen werden (s. dazu die Ausfihrungen zu Frage 6).

5. Wie bewertet der Senat die Mdoglichkeit, Grundschulen in die Einschat-
zung altersgemaBer Kompetenzen in unterschiedlichen Bildungsbereichen
bei Kindern einzubeziehen, wie es im Hamburger Modell des sogenannten
Vorstellungsverfahrens fiir Viereinhalbjahrige tiblich ist?

Das im Rahmen des Hamburger Modells fiir alle Kinder verpflichtende Vorstel-
lungsverfahren fir Viereinhalbjahrige nimmt eine Einschédtzung der Kompe-
tenzen des Kindes vor, insbesondere im Bereich ,Sprache”; auch, um
gegebenenfalls einen einfachen oder einen ausgepragten Forderbedarf diag-
nostizieren zu konnen. Das Vorstellungsverfahren ist so angelegt, dass in einem
gemeinsamen Gesprach zwischen Elternhaus und Schule der individuelle
Kompetenzstand des viereinhalbjahrigen Kindes besprochen wird; Grundlage
dafir sind Protokollb6gen und gegebenenfalls ein erzahlgenerierender Bildim-
puls zur Feststellung der sprachlichen Kompetenzen eines Kindes, weitere
Kompetenzbereiche werden ebenfalls im Vorfeld des Gespraches geprift und
protokolliert.

Das eher defizitorientierte Verfahren hat den Anspruch, frithzeitig Férderbe-
darfe bei Kindern zu diagnostizieren, ausgehend von einer altersgeméafBen Ent-
wicklung. In Frage zu stellen ist hier ebenso die Aussagekraft der einzelnen
Items beziehungsweise Kompetenzbereiche. Die Einschdtzung der Kompe-
tenzbereiche erfolgt rudimentar, wie das Beispiel der zu mathematischen Kom-
petenzen aufzeigt: Dort heiit es lediglich: Sachkompetenzen im Bereich:
Begriff ,Mathematik” Indikator: ,Das Kind verfiigt iber Kompetenzen hin-
sichtlich mathematischer Zusammenhéange”. Es sind zwar Beispiele angefiihrt,
wie messen, vergleichen, ordnen, sortieren, Mengen zuordnen, aber hier kann
nicht ausdifferenziert werden, sondern die Fachkraft gibt lediglich eine Ein-
schatzung zum oben genannten Indikator ab. Zudem erscheint die Skalenein-
teilung mit dem Verweis auf ,altersgeméaBe Entwicklung” wenig zeitgemal
und entspricht nicht dem inklusiven Bildungsgedanken, dem sich das bremi-
sche Bildungssystem verpflichtet hat Zum Vergleich: Mit der Bremer Bildungs-
konzeption Mathematik 0 bis 10 Jahre, konnen padagogische Fachkrafte eine
entwicklungsrelevante Einordnung dieser Kompetenzen erkennen und einord-
nen, wie diese Kompetenzen vermittelt, erkannt und gefordert werden konnen.

Was jedoch sinnvoll ist und in vielen Kitas und Grundschulen bereits durchge-
fuhrt wird, ist der frihe (und kontinuierliche) Dialog zwischen Kitas, Elternhaus
und Schule tber die individuellen Entwicklungsverlaufe der Kinder. Dies soll
zum Beispiel Uber eine qualitativ hochwertige, systematische Verbundarbeit
gelingen, wie sie im Rahmen des Vorhabens , Bildungsplan 0 bis 10 Jahre" ver-
folgt wird.

(Vergleiche Monitoring: Vorstellungsverfahren der Viereinhalbjahrigen - ham-
burg.de)

Zusatzlich wird das Beobachtungs- und Dokumentationsverfahren BaSiK in
Bremen und Bremerhaven etabliert, welches den Fachkraften erlaubt, die kind-
liche Sprachentwicklung tiber den gesamten Kita-Zeitraum zu beobachten und
Kindern die Impulse zu geben, die sie fur ihre individuelle (Sprach-) Entwick-
lung bendtigen. Die Arbeit mit BaSiK dient dazu, die fachliche Wahrnehmung
der Fachkrafte zu scharfen, die kindliche Sprachentwicklung besser einschat-
zen zu konnen und darauf basierend gezielt die alltagsintegrierte Sprachbil-
dung zu verbessern. Gleichzeitig bietet es aber auch eine gute Grundlage, die
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Sprachkompetenz dezidiert zu beschreiben, was fiir den Ubergang in die
Grundschule von groBer Bedeutung ist.

Im Rahmen der individuellen Lern- und Entwicklungsdokumentation (LED) er-
folgt in den Kindertagesstatten in Bremen und Bremerhaven eine durchgéan-
gige Beobachtung und Dokumentation von Bildungsprozessen und Lern-
schritten. Im Fokus der Beobachtung stehen die Lerndispositionen des Kindes
und darauf aufbauend folgt die Reflexion, Planung und Gestaltung der pada-
gogischen Arbeit. Dies ermoglicht eine gezielte und individuelle Férderung
kindlicher Bildungswege. Auch die LED bildet eine gute Basis fir die regelma-
Bigen Entwicklungsgesprache zwischen den padagogischen Fachkraften und
den Eltern sowie fiir die Ubergangsgesprache mit der Grundschule.

6. Welche Schritte waren aus Sicht des Senats nétig, um Bremen flachende-
ckend mit einem Vorschulangebot an Grundschulen vergleichbar dem
Hamburger Modell auszustatten, welche raumlichen und personellen Vo-
raussetzungen missten hierfir geschaffen werden und zu wann koénnte
dies umgesetzt sein?

Wie bereits dargestellt, wird in Bremen ein Vorschulangebot nach dem Ham-
burger Modell aus fachlich padagogischen Griinden nicht angestrebt. Zudem
scheidet die Einfiihrung eines verpflichtenden Kitajahres vor der 1. Grund-
schulklasse auf Landesebene aufgrund fehlender Regelungskompetenz aus.

Rechtslage: Das Kinder- und Jugendhilferecht, also auch die Kindertagesbe-
treuung, fallt gemaB § 74 Absatz 1 Nummer 7 GG in die Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes. Auch auf Bundesebene waére die Einfiihrung eines
verpflichtenden Kindergartenjahres nur durch eine Anderung des Grundgeset-
zes moglich, da eine solche Kindergartenpflicht unzuldssig in das elterliche Er-
ziehungsrecht aus Artikel 6 Absatz 2 S.1 GG eingreifen wiirde.[WD-3-465-
10pdfdata.pdf (bundestag.de), WD-3-182-19pdfdata.pdf (bundestag.de),
NVwZ 2007, 537 - beckonline]

Als mogliche Alternative ware es denkbar, die Schulpflicht durch entspre-
chende Anderungen des jeweiligen Schulgesetzes zeitlich nach vorne zu ver-
lagern und damit eine Vorschulpflicht zu schaffen. Die Gesetz-
gebungskompetenz hierfir liegt bei den Landern.[NVwZ 2007, 537 - beckon-
line, ZRP 2013, 143 - beckonline]

Zum jetzigen Zeitpunkt sehen § 36 Absatz 1 und 2 BremSchulG vor der Ein-
schulung eine verpflichtende Sprachstandsfeststellung vor, bei der die Kennt-
nisse der deutschen Sprache ermittelt werden. Stellt sich hierbei heraus, dass
die Deutschkenntnisse nicht ausreichen, besteht eine Verpflichtung fiir das je-
weilige Kind, im Jahr vor der Einschulung an schulischen oder auBerschuli-
schen SprachféordermaBnahmen teilzunehmen. Das Néahere, insbesondere zur
Form und zu den Anforderungen der Sprachstandsfeststellung, Ort, Dauer und
Tragerschaft der MaBnahmen wird durch eine Rechtsverordnung geregelt.

Raumkapazitdten: Angesichts der seit einigen Jahren kontinuierlich steigen-
den Kinder- und Schiiler:innenzahlen erreicht die Raumkapazitat vieler Kitas
und Schulen zunehmend ihre Grenzen beziehungsweise uberschreiten diese.
Wirde man ein Vorschulangebot flachendeckend anbieten wollen, miusste an
allen Bremer und Bremerhavener Grundschulen mindestens eine Vorschul-
klasse angeboten werden. Fir jede Vorschulgruppe misste ein Raum in Klas-
senraumgroBe zur Verfliigung stehen. Ausgehend von den Hamburger
Erfahrungen ist auch an Standorten in guter soziookonomischer Lage davon
auszugehen, dass Eltern den Wunsch haben, ihr Kind in einer Vorschulklasse
anzumelden, weil sie eine bessere Vorbereitung auf die Schule vermuten als
sie dies der Kita zutrauen. Somit wiirde sich an allen Schulen ein erhohter
Raum- und Personalbedarf ergeben.

Das wiirde fiir Bremen mindestens 78 zusatzliche Raume bedeuten, fliir Bremer-
haven waren es mindestens 19 zusatzliche Rdume. Legte man den Sozialindi-
kator zugrunde und ginge man davon aus, dass die Schulen der Sozialstufe vier
und funf von mehr Kindern mit einem erhohten Forderbedarf besucht werden,
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missen an diesen Standorten (27 in Bremen, neun in Bremerhaven) nochmals
mindestens ein bis zwei weitere Raume zur Verfiigung stehen, sodass dafir
rund 35 Raume in Bremen und circa elf in Bremerhaven hinzukdamen. Das ent-
sprache einem Bedarf von 113 zuséatzlichen Raumen an Bremer Grundschulen
oder gegebenenfalls auch an Kitas, fiir Bremerhaven von 30 zuséatzlichen Rau-
men.

In den Grundschulen des Landes Bremen gibt es derzeit keine Kapazitaten fir
die Einrichtung einer so hohen Zahl von zusatzlichen Rdumen. Samtliche An-
strengungen im schulischen Bereich miissen in den kommenden Jahren darauf
verwendet werden, ausreichend Schulpléatze fiir die jeweiligen Einschulungs-
klassen zu schaffen.

Personalbedarf: Die steigenden Kinder- und Schiiler:innenzahlen haben Aus-
wirkungen auf den Personalbedarf. Auch wenn die Ausbildungskapazitdaten
am Landesinstitut fiir Schule von 450 auf derzeit 660 Referendariatsplatze er-
hoéht wurden, besteht an Schulen und Kitas derzeit ein genereller Fachkrafte-
mangel. Fir eine Vorschulgruppe nach Hamburger Modell wird pro Gruppe
eine 0,85 Vollzeitstelle benotigt. Fir Bremen wiirde das bedeuten, dass zusatz-
liches Personal im Umfang von rund 96 Vollzeitstellen bereitgestellt werden
misste, in Bremerhaven waren es rund 26 Vollzeitstellen, wenn man die oben
kalkulierten 113 Vorschulklassen in Bremen und 30 in Bremerhaven einrichten
wiurde.

7.  Welche Auswirkungen hitte die Einfiihrung eines Vorschuljahres auf die
Ausrichtung des Bildungsplans 0 bis 10, der derzeit erarbeitet wird und mit
dem das Ziel verbunden ist, Kitas und Grundschulen eng miteinander zu
verzahnen beziehungsweise aufeinander abzustimmen?

Wie dargestellt verfolgt Bremen mit der Entwicklung des Bildungsplans 0 bis
10 ein padagogisches Prinzip, das mit der Idee der Einrichtung einer separaten
Vorschule, gar nur fir eine ausgewdahlte Gruppe von Kindern, nicht vereinbar
ist.

Mit einem gemeinsamen Bildungsplan wird das Anliegen verkniipft, den Kin-
dern eine kontinuierliche Bildungsbiografie zu ermdéglichen und starre, institu-
tionelle Grenzen vielleicht nicht ganzlich aufzuldésen, aber Anschlussfahigkeit
herzustellen und ein gemeinsames Bildungsverstdndnis zu entwickeln und die-
ses in der Praxis zu leben. Die Einfiihrung eines Zwischenkonstruktes , Vor-
schulklasse” wiirde eine weitere Bruchstelle bedeuten.

Um jedes Kind angemessen unterstiitzen zu kénnen, ist eine kontinuierliche,
moglichst frith einsetzende individuelle Begleitung notwendig, die den Fokus
auch auf die Starken und Begabungen richtet, um den Kindern positive Lerner-
fahrungen zu ermoglichen.

Kitas und Schulen haben eine gemeinsame Verantwortung, das Kind auf sei-
nem individuellen Lernweg professionell zu begleiten. Das Kind steht im Mit-
telpunkt, die jeweils an der Bildung und Erziehung beteiligten padagogischen
Fachkréafte fordern das Kind aus ihrer jeweils speziellen professionellen Sicht
heraus, aber auf Basis eines gemeinsamen Bildungsverstandnisses und auf Ba-
sis der jeweiligen Bildungsbereiche und der geltenden Standards. Insbeson-
dere der Ubergang zwischen Kita und Schule steht im Fokus, um die
durchgangige Forderung zu gewahrleisten. Das ist ein hoher Anspruch, der mit
dem Bildungsplan 0 bis 10 eine Basis erhalt.

Der Bildungsplan skizziert ganz bewusst die Entwicklung der verschiedenen
Handlungsstrange wie zum Beispiel Sprache und Mathematik von der Geburt
bis zum Ende der Grundschulzeit, ohne eine Zuschreibung zu machen, was ein
Kind bei Eintritt in die Schule konnen muss. Die Forderung in den Kitas erfolgt
in aller Regel alltagsintegriert. Die schulische Bildung knuipft dort an, setzt die
individuelle Forderung des Kindes fort und bildet die Kompetenzen standard-
orientiert aus.



Um Kitas und Schulen auf die gemeinsame Verantwortung und die Ziele des
Bildungsplans 0 bis 10 vorzubereiten, finden schon jetzt gemeinsame Fachtage
und Fortbildungen statt. Auch in Bremerhaven sehen Kitas und Schulen die
gemeinsame Verantwortung fiir die individuelle Begleitung des Kindes auf sei-
nem Lernweg. Gemeinsames Lernen, Elternabende, Fortbildungen und Fach-
tage finden regelmaBig statt.

8. In welchem Umfang und mit welchem Auftrag kénnte bei der Einfihrung
eines Vorschuljahres das sich gerade in der Grindung befindliche , Institut
fur Qualitatsentwicklung im Land Bremen (IQHB)" eingebunden werden
und welche Aufgaben konnte dieses hierbei federfiihrend tibernehmen?

Schon jetzt verantwortet die Stabsstelle IQHB die vorschulische Sprachstands-
feststellung. Im Falle der Einfiihrung eines verpflichtenden Vorschuljahres fir
+Kinder mit einem ausgeprdagten Sprachférderbedarf” miisste das Verfahren
gepruft, angepasst und weiterentwickelt werden. Insbesondere miisste die An-
wendbarkeit des eingesetzten Screening-Instrumentes als geeignetes Ent-
scheidungsinstrument uberprift werden. Wie bereits dargestellt, ist es aus
Bremer Sicht jedoch zielfiihrender, die zu entwickelnden Instrumente auf die
Systematik des Bildungsplans 0 bis 10 und die sich daraus ergebenden Uber-
prufungsverfahren anzupassen.

9. Welche Fachkrifte konnten aus Sicht des Senats ein Vorschulangebot an
den Grundschulen betreuen und wie koénnte sichergestellt werden, dass
im Falle der Einfiithrung eines Vorschuljahres an den Grundschulen aus-
reichend viele Fachkrafte zur Verfiigung stehen?

Im Hamburg werden die Vorschulgruppen von Sozialpddagog:innen, Kind-
heitspadagog:innen, Diplompéddagog:innen sowie Lehrkraften mit einem
1. Staatsexamen unterrichtet. Damit handelt es sich, ebenso wie bei ausgebil-
deten Lehrkraften, um Berufsgruppen, bei denen Fachkrafteengpdasse beste-
hen.

Die hohe Zahl von 96 Vollzeitstellen in Bremen und 26 in Bremerhaven, die
sich aus den Berechnungen in der Beantwortung von Frage sechs ergibt, ist
nach derzeitigem Stand nicht zu realisieren.

Auch in den Kindertagesstatten in Bremen und Bremerhaven kénnen zurzeit
nicht alle vakanten Stellen besetzt werden. Trotz MaBnahmen zur Fachkrafte-
gewinnung ist der Fachkraftemangel deutlich spilirbar. Eine Umsetzung und
Betreuung einer neu einzurichtenden zusatzlichen Vorschule mit Fachkraften,
die schon jetzt im Kita-Bereich dringend gebraucht werden, wird nicht zu rea-
lisieren sein.

10. Welche Beratungsangebote fiir Eltern wéaren aus Sicht des Senats notwen-
dig, sofern ein Vorschuljahr an Grundschulen eingefiihrt werden sollte?

Je junger das Kind ist, desto deutlicher ist das erfolgreiche Lernen an eine po-
sitive Beziehung zwischen Kind und Erwachsenem gekniipft. Eltern als Bil-
dungspartner in die erfolgreiche Gestaltung des Lernweges ihres Kindes
einzubeziehen, ist daher fiir die padagogische Arbeit immanent wichtig. Ge-
rade zwischen padagogischen Fachkraften und Eltern in den Kitas besteht ein
enges, vertrauensvolles Verhaltnis. Padagogische Fachkrafte sind in vielen Fal-
len die erste professionelle Person, die eng mit dem Kind zusammenarbeitet,
eine Beziehung zu ihm aufbaut und damit, gemeinsam mit den Eltern, die Basis
fur erfolgreiches Lernen legt. Eltern und padagogische Fachkrafte stehen schon
allein aufgrund der Bring- und Holsituationen in einem engen Kontakt, der ge-
meinsames Handeln und das Teilen von Verantwortung ermoglicht, aber auch
fordert. Mit der durch den Bildungsplan 0 bis 10 verlangten engen Kooperation
zwischen Kitas und Schulen soll diese vertrauensvolle, verantwortungsbe-
wusste Beziehung zwischen Eltern und Padagog:innen auch in Schule weiter
intensiviert werden. Deshalb sollen in Bremen nun, analog zu Bremerhaven,
alle Kitas und Schulen in eine Verbundstruktur eingebunden werden, die eine
enge Zusammenarbeit auf padagogischer und organisatorischer Ebene ermog-
licht. Die langjahrige Zusammenarbeit von Eltern und Erzieher:innen, die das
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Vertrauensverhaltnis begriindet, setzt sich in der folgenden mehrjahrigen Zu-
sammenarbeit zwischen Eltern und Klassenlehrkraft fort.

Durch die verpflichtenden Ubergabegesprache, die zwischen Erzieher:innen
und Lehrkraft vor dem Schuleintritt des Kindes stattfinden und an denen auch
Eltern teilnehmen kénnen sowie durch von Schule und Kita gemeinsam gestal-
tete Elternabende wird die Fortsetzung des Vertrauensverhaltnisses zu den El-
tern unterstitzt.

11. Mit welchen Kosten ist im Durchschnitt der Besuch eines Kindes im letzten
Jahr in der Kindertagesstatte verbunden und welche Kosten miissten ver-
anschlagt werden, wenn es stattdessen im letzten Jahr vor der Einschulung
eine Vorschulklasse an einer Grundschule besuchen wiirde (bitte differen-
ziert nach Sach- und Personalkosten)?

Zur Bestimmung der Kitaplatz-Kosten im letzten Jahr vor der Einschulung kann
der in der Senatsvorlage vom 21. Mai 2019 benannte Zuschussbedarf in Hohe
von 7 950 Euro pro t3-Kind herangezogen werden.

Wie dargestellt miussten zusdtzliche Raume an 78 Grundschulen oder Kitas in
Bremen und an 19 in Bremerhaven geschaffen werden. Monetar lasst sich die
benotigte Ressource nicht beziffern, da die unterschiedlichen Umsetzungsmaog-
lichkeiten (Umbau im Bestand, Anbau, Neubau, Containerlésung) jeweils fiir
den einzelnen Standort betrachtet werden miissten und somit eine seriose Ge-
samtberechnung nicht vorgelegt werden kann.

Der Personalmehrbedarf von bis zu 96 Vollzeitstellen in Bremen und 26 in Bre-
merhaven (Basis pro Gruppe 0,85 VZE) kann tber unterschiedliche Berufs-
gruppen abgedeckt werden.

Legt man beispielsweise das Gehalt einer beziehungsweise eines Sozialpada-
gog:in zugrunde, ergibt sich auf Basis des TV6D von SuE 12 ein Jahresgehalt
von rund 71 539 Euro. Das wiirde bei dem kalkulierten Stellenvolumen Perso-
nalkosten von mindestens rund 6 870 000 Euro fiir Bremen und rund 1 860 000
Euro fir Bremerhaven bedeuten.

Generell gilt, dass durch die Einfiihrung eines neuen Systems wie der Vor-
schule zunachst erhebliche Mehrkosten anfielen, im Bereich der Kindertages-
betreuung aber keine Kosten wegfielen.

12. Mit welchen Auswirkungen auf den Bedarf an KiTa-Pldtzen und die KiTa-
Ausbauplanung ware aus Sicht des Senats zu rechnen, sofern Kinder im
Vorschulalter in Zukunft auch ein Vorschulangebot an den Grundschulen
statt eines KiTa-Platzes in Anspruch nehmen kénnten? Ware hierzu mit
positiven Effekten hinsichtlich des KiTa-Platzmangels zu rechnen?

Kinder, die in die Vorschule gingen, wiirden nicht zeitgleich eine Kita besu-
chen. Angesichts der derzeitigen Versorgungsquote bei der Kindertagesbe-
treuung waére jedoch auf absehbare Zeit auch mit Einfithrung einer Vorschule
ein Nachlassen der Ausbauplanung nicht angezeigt.

13. Welche padagogischen und inhaltlichen Vorgaben beziehungsweise Leit-
linien gelten bisher fiir das letzte KiTa-Jahr vor der Einschulung in Bremen
und Bremerhaven, wie wird deren Umsetzung aktuell sichergestellt und
wie waren diese auf ein Vorschuljahr an den Grundschulen tibertragbar?

Die aktuelle gesetzliche Vorgabe fiir eine Zusammenarbeit zwischen Kita und
Grundschule bildet § 14BremKTG. Im Zuge der Erarbeitung des neuen Kita
Qualitats- und Finanzierungsgesetzes werden aktuell mit den Tragern der Kin-
dertagesbetreuung Qualitdatsdimensionen erarbeitet, die auch die Zusammen-
arbeit zwischen Kita und Schule regeln werden. Grundlage dieser Qua-
litatsvereinbarungen sind die seit 2012 vorhanden Regelungen zur Verbundar-
beit zwischen Kita und Grundschule in Bremerhaven sowie die Eckpunkte der
padagogischen Leitideen zum Bildungsplan 0 bis 10, die im Oktober 2018 ver-
offentlicht wurden. Inhaltliche Vorgaben werden fiir den Bereich der vorschu-
lischen Sprachforderung durch § 36 BremSchulG geregelt. Betroffen hiervon ist
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die Sprachstandsfeststellung fir alle Kinder, die im folgenden Kalenderjahr re-
gelmaBig schulpflichtig sind, verbunden mit der Verpflichtung, im Falle eines
festgestellten Forderbedarfs ein Jahr vor der Einschulung an einer Sprachfor-
dermafBnahme teilzunehmen. Alle MaBnahmen zur vorschulischen Forderung
zielen darauf ab, die Kompetenzen des Kindes fiir einen positiven Ubergang in
die Grundschule zu starken und die gemeinsame Verantwortung von Kitas und
Grundschulen fiir eine professionelle Lernbegleitung der Kinder durch regel-
hafte Strukturen zu systematisieren.

Die schulgesetzlich vorgesehene Sprachstandsfeststellung im Jahr vor der Ein-
schulung findet in Zusammenarbeit mit den padagogischen Fachkraften statt,
die die Kinder in die Schule begleiten und sie bei der Durchfiihrung untersttit-
zen.

Die Gestaltung des Ubergangs von der Kindertagesstétte in die Grundschule
istin § 12 der Bremer Grundschulverordnung verbindlich geregelt. Grundsatze
der inhaltlichen und padagogischen Zielsetzungen fiir das letzte Kindergarten-
jahr werden durch die Qualitatsversprechen/Mindeststandards, den Bremer
Rahmenplan fur Bildung und Erziehung im Elementarbereich und die Indivi-
duelle Lern- und Entwicklungsdokumentation (LED) gesetzt. In den stadti-
schen Kindertagesstatten in Bremerhaven wird dies im Qualitatshandbuch
unter anderem durch den Standard , Schulvorbereitende Aktivitaten"” konkre-
tisiert.

Zudem hat der Magistrat im Jahr 2013 einen Kooperationsvertrag zur Uber-
gangsgestaltung der Bremerhavener Kindertagesstatten und Grundschulen
verabschiedet, der die verbindliche Verbundarbeit in Bremerhaven vorsieht,
um gemeinsame Ziele und das padagogische Handeln zwischen Kita und
Grundschule verlasslich und anschlussfahig zu gestalten.

Die Sicherstellung der Umsetzung in der padagogischen Arbeit erfolgt durch
fest vereinbarte Qualitdtsstandards aller Kindertagesstdtten in Bremerhaven,
durch einen Jahresbericht und ein Nachweisverfahren.

Bremen hat sich grundsatzlich fur die Umsetzung des Bildungsplans 0 bis 10
Jahre und, damit verbunden, einer Verbundstruktur zwischen Kita und Grund-
schule, entschieden. Ziel ist hierbei, die Zusammenarbeit der Kitas und Schulen
inhaltlich und strukturell zu starken und fiir Kinder durchgéangige und zielge-
richtete Bildungserfahrungen zu ermdéglichen.

In diesem Zusammenhang wird aktuell an der Konzeption eines ,KiTa-Bri-
ckenjahres” gearbeitet, um das vorschulische Angebot in Kitas in Kooperation
mit den Grundschulen zu systematisieren und auch fiir Eltern transparent zu
gestalten. Die Grundlage fir ein , KiTa-Briickenjahr” in Bremen bilden vorhan-
dene Konzepte und Erfahrungen aus Bremerhaven, die bereits vorhandenen
Bildungskonzeptionen 0 bis 10 Jahre (Sprache, Mathematik, dsthetische Bil-
dung), vorhandene Konzepte der Trager sowie die verbindliche Verbundstruk-
tur zwischen Kitas und Grundschulen, die im Rahmen des Bildungsplans 0 bis
10 Jahre aufgebaut werden soll. In den Pilotverbiinden entstehen aktuell Kon-
zepte, die gerade den Ubergang von der Kita in die Grundschule in Blick neh-
men und erproben. Die Riuckmeldungen aus der Praxis sind positiv und die
Ergebnisse eignen sich fur fachliche Handreichungen, fur Handlungsleitfaden
und verbindliche Vereinbarungen zur Kooperationsgestaltung.

Der Primo Test, der in Bremen bei allen viereinhalbjahrigen Kindern in Bremen
durchgefuhrt wird, liefert Daten zum Sprachstand der Kinder und den Bedarfen
der sich anschlieBenden Sprachforderung. Auch dieser Baustein ware Teil ei-
nes gezielten vorschulischen Jahres, welches von der Kita in enger Kooperation
mit der Grundschule, auch im Rahmen der Verbundarbeit, gestaltet werden
soll.

-10-



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/1335
	Mitteilung des Senats vom 8. Februar 2022
	Das letzte Jahr vor der Einschulung: KiTa oder Vorschulklasse



